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1. Einführung 
Der Begriff des „Sozialraums“ hat sich in der Kinder- und Jugendhilfe zu einem Leitbegriff 
entwickelt, der aus paradigmatischen Positionen des zu Anfang der 90er Jahre in Kraft getre-
tenen Kinder- und Jugendhilfegesetzes abgeleitet wurde. So heißt es im § 1 Absatz 3 SGB 
VIII (KJHG), die Jugendhilfe solle dazu beitragen, eine kinder- und familienfreundliche Um-
welt zu erhalten oder zu schaffen. Verstärkt wird diese Orientierung in § 80 SGB VIII 
(KJHG), in dem eine sozialräumliche Ausrichtung der Jugendhilfeplanung als Standard ge-
setzt wird. Denn die Einrichtungen und Dienste sollen so geplant werden, dass junge Men-
schen und Familien in gefährdeten Lebens- und Wohnbereichen besonders gefördert werden. 
Von der Kinder- und Jugendhilfe aus hat sich der Sozialraumbegriff zu einem Instrument der 
lokalen Sozialpolitik und des kommunalen Managements weiter entwickelt. Im Rahmen der 
Verwaltungsmodernisierung des so genannten ‚Neuen Steuerungsmodells’ symbolisiert er – 
als Gegenmodell zum ‚versorgenden’ Staat – einen neuen Handlungsrahmen nach den Prinzi-
pien des ‚aktivierenden’ Sozialstaats (vgl. Schubert 2005a). Die Perspektive ist auf den Nah-
raum der Lebenswelten und Aktionsräume von Bewohnerinnen und Bewohnern fokussiert; 
konstruiert werden die Sozialräume aus Administrationsräumen anhand ihrer rechtlichen Ver-
fasstheit (z. B. Stadtteil, Viertel usw.) und Zuständigkeitslogik der öffentlichen Verwaltung. 
Denn das Konstrukt des Sozialraums dient Steuerungszwecken: Eine dezentrale Verlagerung 
des Managements von Zielen und Ergebnissen in Sozialräume als fachlich handlungsrelevante 
Territorien der Gebietskörperschaft soll ein effizienteres und zugleich auch effektiveres 
Erbringen der öffentlichen Dienstleistungen in den alltäglichen Lebensbereichen der Kunden 
ermöglichen (vgl. Schubert 2005d). Wir haben dafür die Bezeichnung des „Sozialraummana-
gements“ gewählt, weil es um die Steuerung und Organisation von Integrations- und Präven-
tionsprozessen in den Sozialräumen geht. 
Im Mittelpunkt des kommunalen Sozialraummanagements stehen die soziale Dienstleistungs-
infrastruktur und ihre Produkte. Um die Infrastruktur im Sozialraum vernetzt steuern zu kön-
nen, wird eine spezifische Aufbauorganisation von Agenturen und Gremien implementiert, 
um nach der Bestandsaufnahme der Infrastruktur und nach der Bewertung der Lebenssituation 
von Bevölkerungs- / Zielgruppen den fachpolitischen Handlungsbedarf unter aktiver Beteili-
gung von Betroffenen zu formulieren und damit zum Abbau von Problemen und Defiziten im 
Sozialraum beizutragen (vgl. Biewers / Schubert 2003). Die Methode der Sozialraumanalyse 
bildet eine wichtige Grundlage und Voraussetzung für Interventionen und Handlungsstrate-
gien (vgl. Riege / Schubert 2005). 
Das Sozialraummanagement anderer Akteure spielt daneben eine ebenso wichtige Rolle. Die 
Wohnungsgesellschaften beispielsweise führen zur Sicherung des Werts ihrer Wohnungsbe-
stände regelmäßig Instandhaltungs- und Erneuerungsmaßnahmen durch und sie initiieren 
Maßnahmen, die die Nachbarschaften stärken, damit sie sich für das Wohnquartier verant-
wortlich fühlen. Mit einem Sozialraummanagement kann es gelingen, die Nachbarschaften zu 
‚reanimieren’, damit sich unter der Bevölkerung wieder gemeinsam akzeptierte Regeln und 
ihre sozial breit verankerte Beachtung herausbilden können. Einen hohen Stellenwert haben 
dabei Präventionsstrategien. Eine vorbeugende Bekämpfung der Ursachen sowie der Bedin-
gungen von Kriminalität und die Förderung sozial erwünschten Verhaltens sind Aufgaben, die 
von allen gesellschaftlichen Gruppierungen im Sozialraum zu leisten sind. Wichtige Partner 
sind hier Eltern, aktive Nachbarn, Schulen, Kirchen und Vereine. In das Sozialraummanage-
ment können aber auch andere lokale Institutionen einbezogen werden wie zum Beispiel freie 
Träger der Sozial- und Jugendhilfe oder Interessengemeinschaften von Einzelhändlern. 
Sozialräume mit einer räumlichen Konzentration benachteiligter Bevölkerungsgruppen wur-
den in einer Studie des Gesamtverbandes der Wohnungswirtschaft als „überforderte Nachbar-
schaften“ bezeichnet (GdW 1998). Dort leben überdurchschnittlich viele Bevölkerungsgrup-
pen mit einer schwierigen Lebensperspektive wie zum Beispiel Arbeitslose, Sozialhilfe-
empfänger, Sucht- und psychisch Kranke. Auch Alleinerziehende, Zuwandererfamilien aus 
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anderen Herkunftsländern sowie ältere Menschen mit einer niedrigen Rente prägen das Bild 
der Bewohnerschaft. Die großen Probleme dieser Stadtgebiete sind einerseits die Armutsent-
wicklung auf Grund von Arbeitslosigkeit sowie Einwanderung und andererseits Desintegrati-
onsgefahren auf Grund der Randständigkeit dieser Bevölkerungsgruppen. Insbesondere den 
Kindern und Jugendlichen aus diesen Haushalten mangelt es an Perspektiven. Die Chancenlo-
sigkeit schulmüder und kulturell desorientierter Jugendlicher auf dem Arbeitsmarkt schlägt 
sich beispielsweise in einem zunehmenden Vandalismus und in wachsender Kleinkriminalität 
nieder. Die Nachbarschaften sind dabei tatsächlich „überfordert“, weil sich die Menschen in 
ihre Wohnungen zurückziehen, die Regeln eines geordneten Miteinanders preisgeben und die 
Hauseingänge sowie Freiflächen der Verwahrlosung und Verschmutzung überlassen (vgl. 
Schubert 2005b). 
In solchen „überforderten“ Sozialräumen muss das Sozialraummanagement zukünftig stärker 
präventiv ausgerichtet werden, um Problementwicklungen vorzubeugen. Während die kurati-
ve Herangehensweise in der Praxis häufig nur noch die ‚Verwaltung von Problemen’ beinhal-
tet, kann ein präventives Sozialraummanagement darauf ausgerichtet werden, Prozesse in 
Gang zu setzen, die potenzielle Problementwicklungen in gewisser Form verhindern. Im Fol-
genden werden zwei Maßnahmenbeispiele eines präventiven Sozialraummanagements vorge-
stellt: (1) das „soziale Frühwarnsystem“ im Rahmen des kommunalen Sozialraummanage-
ments und (2) die „städtebauliche Kriminalprävention“ als Teil des wohnungswirtschaftlichen 
Sozialraummanagements. 
Das Ziel des „sozialen Frühwarnsystems“ in der kreisangehörigen Stadt Hückeswagen (kon-
zipiert vom Oberbergischen Kreises und gefördert durch das Landesjugendamt Rheinland) ist 
– neben einer Verbesserung der Vernetzungsstrukturen im Kreisgebiet und der Förderung von 
Transparenz sozialer Hilfesysteme – nach dem Erkennen erster Anzeichen von Störungen 
oder möglichen Problementwicklungen die frühzeitige Förderung im Bereich der Erziehung 
und der gesundheitlichen Vorsorge (vgl. Kleefisch / Selbach 2004, MGSFF NRW 2004). In 
Hückeswagen haben sich Kindertageseinrichtungen, Akteure und Einrichtungen des Gesund-
heitswesens, die Schulen, die öffentliche Kinder- und Jugendhilfe, die Polizei, Sportvereine 
und andere Akteure zusammengeschlossen, um eine gemeinsame Vernetzungsstruktur im 
Sinne eines Frühwarnsystems zu erarbeiten. Außerdem wurden Indikatoren als gemeinsamer 
Maßstab für die frühe Intervention erarbeitet. Der Forschungsschwerpunkt Sozial • Raum • 
Management hatte in diesem Projekt die wissenschaftliche und fachliche Beratung der Ju-
gendhilfeplanerin als verantwortliche Koordinatorin, die Moderation von Arbeitsgruppensit-
zungen, die Qualifizierung von beteiligten Fachkräften und die Unterstützung bei der Imple-
mentierung des Projektes vor Ort. Die beabsichtigte Effektivitätssteigerung bestehender Infra-
struktureinrichtungen repräsentiert einen neuen Typus der Infrastruktur- und Sozialplanung, 
weil nicht mehr wie früher, neue einzelne Einrichtungen zur Lösung eines Problems erfunden 
werden (vgl. Kühn 1983), sondern die vorhandenen Potenziale gestärkt und entwickelt wer-
den. 
Die „städtebauliche Kriminalprävention“ als Teil des wohnungswirtschaftlichen Sozialraum-
managements wird an dem Vorhaben „Kriminalprävention in städtischen Siedlungen" in der 
Stadt Leverkusen veranschaulicht, das als transferorientierte Forschung durch das Land Nord-
rhein-Westfalen und die beteiligten lokalen Wohnungsunternehmen finanziert wurde. Am 
Praxisbeispiel einer Großsiedlung der 60er und 70er Jahre wird die Strategie vorgestellt, Kri-
minalität, unerwünschten Ereignissen und subjektiven Unsicherheitserfahrungen in der Be-
wohnerschaft mit Maßnahmen der räumlichen Umgestaltung und der wohnungswirtschaftli-
chen Organisation vorzubeugen. Denn ausschlaggebend für die Sicherheit ist neben der fakti-
schen Kriminalitätsbelastung als objektives Risiko, Opfer eines Verbrechens zu werden, im-
mer auch das subjektive Sicherheitsempfinden – sozusagen die ‚gefühlte Sicherheit’ in der 
jeweiligen räumlichen Umwelt (Kasperzak 2000). Zur Vorbereitung der Maßnahmen kom-
men das Instrument der präventionsorientierten Bewohnerbefragung (vgl. Forschungsgruppe 
Kommunale Kriminalprävention in Baden-Württemberg, o. J.), ein standardisiertes Si-
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cherheitsaudit und Sicherheitschecklisten (vgl. Baier / Schäfer 2003), die Erstellung eines 
integrierten Handlungskonzepts (vgl. Schubert / Spieckermann 2004) sowie Planungswerk-
stätten zur Anwendung, an denen sich die Wohnbevölkerung aktiv beteiligen kann. Auch die 
Netzwerkarbeit mit Fachbereichen der Stadtverwaltung, mit der Wohnungswirtschaft, der 
Polizei, professionellen Stadtteilakteuren sowie Vertreterinnen und Vertretern der Bewohner-
schaft haben im Prozess des Sozialraummanagements eine große Bedeutung (vgl. Schubert 
2004, Schubert / Spieckermann 2002).  
 
2. Zu Grunde liegendes Handlungsmodell 
Obwohl die beiden Beispiele an unterschiedlichen Orten verankert sind, bilden sie in der Lo-
gik des Sozialraummanagements eine Einheit. Dies resultiert aus dem zu Grunde liegenden 
ISIS-Handlungsmodell, dass eine ‚ganzheitliche’ Prävention sowohl die physische Stadt als 
‚Hardware’ als auch die gelebte Stadt als ‚Software’ einbeziehen muss (vgl. dazu Brassard 
2004). Das Akronym ISIS bezieht sich auf vier Handlungsebenen (vgl. Kaldun / Schubert 
2005); von innen nach außen gelesen bedeutet ISIS (vgl. Abbildung 1):  
(I) Integrationsmaßnahmen: Im Zentrum stehen sozialpädagogische Präventionsansätze zur 

Integration und Aktivierung gefährdeter Kinder, Jugendlicher und Familien.  
(II) Sozialmanagement: Auf der nächsten Ebene ist die Belebung der Nachbarschaften wich-

tig, damit eine natürliche, d.h. informelle soziale Kontrolle entstehen kann. Wenn bei-
spielsweise die Wohnbevölkerung vom Sozialmanagement der Wohnungsgesellschaften 
aktiviert und beteiligt wird, stabilisieren sich Sicherheit fördernde Kräfte im Wohnum-
feld. Die Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern wirkt unterstützend und stärkt das 
Sicherheitsgefühl. Über Partizipationsprozesse gelingt es, dass Bewohnerinnen und Be-
wohner sich in nachbarschaftlichen Kontakten engagieren und Verantwortung im öffent-
lichen und halböffentlichen Raum übernehmen (vgl. Beck et al. 1994). 

(III) Intermediäre Kooperation: Auf der korporativen Ebene entwickelt sich aus der Zusam-
menarbeit zwischen Professionellen, Organisationen und Institutionen ein präventives 
Milieu im Wohnquartier und im Stadtteil. Exemplarisch sind hier kommunale Präventi-
onsräte, aber auch Netzwerke zwischen Polizei, Fachkräften der Planung und freien 
Trägern im Sozialraum zu nennen.  

(IV) Städtebauliche Gestaltung: Diese, alle anderen umfassende Ebene bezieht sich auf den 
Raum. Der städtische Raum ist so zu gestalten, dass Tatgelegenheiten minimiert werden 
(vgl. Clarke / Eck 2003). Eine präventive Stadtgestaltung zielt darauf, menschliches 
Verhalten im Raum positiv zu beeinflussen und kritische Verhaltensweisen oder Ereig-
nisse zu verhindern (vgl. Schubert 2005b). Unter der Bewohnerschaft von Wohnquartie-
ren soll dadurch eine natürliche (informelle) soziale Kontrolle gefördert werden. Sie 
entsteht durch städtebauliche, architektonische und freiraumarchitektonische Planungen, 
die Sichtachsen, Transparenz und Blickbeziehungen im öffentlichen und halböffentli-
chen Raum einen hohen Stellenwert einräumen, zu einer moderaten Belebung des 
Wohnumfeldes beitragen, großflächige Monostrukturen vermeiden, den Siedlungsraum 
kleinteilig gliedern und über ansprechende Gestaltung eine hohe Aufenthaltsqualität er-
reichen (vgl. Schubert 2005c). 
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Abbildung 1 
Insgesamt ist das ISIS-Modell von einer konzentrischen Einbettung der Integrationsmaßnah-
men in Sozialmanagement der Wohnungsunternehmen, in intermediäre lokale Netzwerke von 
Schlüsselakteuren und in eine städtische Umwelt ohne Angsträume und Tatgelegenheitsstruk-
turen gekennzeichnet. Das im Folgenden präsentierte Beispiel eines „sozialen Frühwarnsys-
tems“ gehört zum inneren Kreis des Sozialraummanagements und das zweite Beispiel der 
„städtebaulichen Kriminalprävention“ beinhaltet Handlungsschritte der drei äußeren Kreis-
ebenen. Im Idealfall sind Maßnahmen über alle vier Ebenen zu vernetzen, um ein hohes Maß 
an Effektivität der Prävention zu erreichen. 
 
3. Exemplarische Perspektiven 
 
3.1 Soziales Frühwarnsystem 
Ziel des Initialprojekts „Präsenz, Prävention und Vernetzung  im Zuständigkeitsbereich eines 
Kreisjugendamtes“ – als Maßnahme der sozialräumlichen Jugendhilfeplanung des Oberbergi-
schen Kreises – ist es, die im ISIS-Modell beschriebenen Ebenen der präventiven Integration 
und des Sozialmanagements in Form von aktivierenden, kooperativen Maßnahmen einerseits 
und intermediärer Vernetzung andererseits zusammenzuführen. Zwei Faktoren sind hierbei 
von zentraler Bedeutung: Zum einen sollen durch kooperative Ansätze unterschiedlicher Ak-
teure innerhalb eines Sozialraums (der kreisangehörigen Stadt Hückeswagen) die vorhande-
nen Ressourcen vor Ort gebündelt und bestmöglich genutzt werden, um präventive sozialpä-
dagogische und gesundheitsfördernde Maßnahmen voranzutreiben. Die Jugendhilfeplanung 
ist hierbei gefordert, neben der Erhebung und Analyse der Bestände und des Bedarfs vor Ort, 
die notwendigen Kommunikationsbezüge zu initiieren und erste Netzwerkbeziehungen zu 
sichern. Zum anderen soll auf der Steuerungsebene innerhalb der Kreisverwaltung ein Mana-
gement implementiert werden, das die Zusammenarbeit intermediärer Instanzen und Akteure 
vor Ort organisiert und koordiniert, damit die präventiven Maßnahmen nicht ins Leere laufen. 
Durch diese Handlungsweise wird gewährleistet, dass das Prinzip der Integration, die Flexibi-
lisierung und Weiterentwicklung vorhandener Hilfeleistungen, die Sensibilisierung von Fach-
kräften und die sozialräumliche Verortung der Maßnahmen gewährleistet werden können. 
Damit fließen fachliche Empfehlungen rund um die aktuellen Diskussionsbereiche der Prä-
vention, der Partizipation, von Qualitätsentwicklung und Sozialraumorientierung in diesem 
Projekt zusammen. Das Klären von Zuständigkeiten und Verantwortung sowie die Einrich-
tung einer Koordinationsstelle sind hierbei ebenso grundlegende Anforderungen an eine ge-
lingende Integrationsmaßnahme wie die regelmäßige Information sämtlicher Beteiligter über 
die aktuellen Umsetzungsschritte des Projekts in der Modellstadt Hückeswagen. 
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Rahmenbedingungen und Organisationsgrundlagen  
Gemäß § 80 Abs.1 Nr. 3 SGB VIII hat die Jugendhilfeplanung innerhalb ihrer Planungsver-
antwortung so zu planen, dass die zur Befriedigung des Bedarfs notwendigen Vorhaben 
rechtzeitig und ausreichend geplant werden; dabei ist Vorsorge zu treffen, dass auch ein un-
vorhergesehener Bedarf berücksichtigt werden kann.  
Weiterhin gibt Abs. 2 (1) SGB VIII vor, dass Einrichtungen und Dienste so geplant werden 
sollen, dass insbesondere Kontakte in der Familie und im sozialen Umfeld erhalten und ge-
pflegt werden können, (2) ein möglichst wirksames, vielfältiges und aufeinander abgestimm-
tes Angebot von Jugendhilfeleistungen gewährleistet ist und (3) junge Menschen und Famili-
en in gefährdeten Lebens- und Wohnbereichen besonders gefördert werden. An diesen gesetz-
lichen Vorgaben setzt das „soziale Frühwarnsystem“ in Hückeswagen an: Aufgrund des rela-

tiv weiträumigen Kreisgebietes des Oberbergischen Kreises besteht zum einen ein Defizit an 
Informationen über soziale Einrichtungen und Dienste, zum anderen fehlen Kooperations- 
und Vernetzungsstrukturen inter ihnen.  
Die Jugendhilfeplanung des Oberbergischen Kreises hat in Zusammenarbeit mit dem Land-
schaftsverband Rheinland und dem Forschungsschwerpunkt Sozial • Raum • Management das 
Projekt „Präsenz, Prävention und Vernetzung  im Zuständigkeitsbereich eines Kreisjugend-
amtes“  - Aufbau eines sozialen Frühwarnsystems initiiert, um diesem Defizit entgegen zu 
wirken und durch das kooperative Zusammenwirken der sozialräumlichen Akteure Ressour-
cen zu bündeln und vorhandene Potenziale zu nutzen und zu stärken. Die Implementierung 
eines kommunalen Managements war als Rahmen für die Ausgestaltung dieses integrativen 
Ansatzes notwendig: Neben dem politischen Beschluss als Startgrundlage des Projekts wurde 
ein Organisationsmodell für die kommunale Steuerung der Verfahrensschritte im Oberbergi-
schen Kreis und innerhalb der Modellkommune Hückeswagen entwickelt(vgl. Abbildung 2). 
Die Klärung von Verantwortlichkeiten, Kommunikationswegen und Verfahrensweisen waren 
dabei wichtige Schritte hin zu einer Kooperationsstruktur, die innerhalb der Fachämter be-
ginnt und in den Einrichtungen des Sozialraums endet. 
 
Strategien und Ziele des Projekts 

Ziele des Projekts 
 Schaffung von Rahmenbedingungen für die frühe Förderung von Kindern, Jugendlichen und jungen Familien 
 Entwicklung von präventiven pädagogischen Angeboten  
 Förderung von Maßnahmen im Bereich der Erziehung und Bildung 
 Entwicklung von frühzeitigen Hilfemaßnahmen zur gesundheitlichen Vorsorge und Versorgung, die im Zuge einer 

präventiven Förderung ineinander greifen  
 Verbesserung der Vernetzungsstrukturen im Kreisgebiet und Förderung der Transparenz sozialer Hilfesysteme  
 Entwicklung eines objektiven Indikatorensystems, das gemeinsame und auf einander abgestimmte Handlungsweisen 

ermöglicht 
 Qualifizierung der Akteure vor Ort im Hinblick auf die Chancen und Möglichkeiten sowie auf die Implementierung 

und Funktionsweise des Frühwarnsystems 
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Organisationsstruktur im Oberbergischen KreisOrganisationsstruktur im Oberbergischen Kreis

Jugendhilfeausschuss

Verwaltung/Amtsleitung OK
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Stadt
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FH Köln
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Projektumsetzung vor Ort
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Unterstützung 
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Leistungen vor 
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Bedarfs-
meldung

Die Ziele des Projekts sind zwei Ebenen zuzuordnen: zum einen geht es darum, ein sich ver-
selbstständigendes System von präventiven pädagogischen Maßnahmen zu entwickeln, in 
dem vorhandene Potenziale vorab identifiziert werden und zu einer Kette von auf einander 
abgestimmten kooperativen Maßnahmen verknüpft werden. Ziel ist die Verbesserung der 

Vernetzungsstrukturen im Kreisgebiet und die Förderung der Transparenz sozialer Hilfesys-
teme. Zum anderen sollen Indikatoren gebildet werden, die frühzeitig auf eine Störung inner-
halb von Familien mit Kindern hinweisen, so dass die „Maßnahmenkette“ schon dann reagie-
ren und wirksam werden kann, wenn die Störung sich noch nicht zu einem schwerwiegenden 
Problem entwickeln und etablieren konnte.  
Abbildung 2 
 
Das Projekt spricht damit unterschiedliche Dimensionen und Strategien der Prävention an: Es 
wirkt erstens auf der Ebene der primären Prävention, indem stabilisierende Maßnahmen zu 
einem Zeitpunkt eingesetzt werden, an dem Krisen noch nicht ersichtlich sind. Zweitens wird 
die Ebene der sekundären Prävention angesprochen, denn es sollen vorbeugende Hilfen in 
Situationen, die belastend und krisenanfällig sind (Krisen sind noch nicht manifest), konzi-
piert und durchgeführt werden. Daneben wird die Strategie der personenbezogenen Präventi-
on verfolgt, denn es werden Verhaltensänderungen einzelner Personen oder Personengruppen 
im Sozialraum angestrebt. Darüber hinaus wirkt auch die strukturbezogene Präventionsstra-

Bisherige Umsetzungsschritte  
 Konzeption und Organisation des Projekts durch die Jugendhilfeplanung  
 Bildung von Kooperationsbeziehungen zwischen dem Oberbergischen Kreis und der Stadtverwaltung Hückes-

wagen und Klärung von Verantwortlichkeiten und Zuständigkeiten 
 Erhebung und Analyse vorhandener Infrastrukturdaten 
 Durchführung von Experteninterviews zur Erfassung der Einrichtungen und Dienste und Identifikation der 

Schlüsselpersonen vor Ort 
 Durchführung Starterkonferenz und gezielte Ansprache eines breiten Interessentenkreises in Hückeswagen 
 Bildung eines Arbeitsgremiums aus dem Interessentenkreis zur Entwicklung eines Infrastrukturkonzepts 

o Entwurf eines Bausteinsystems an präventiven Angeboten 
o Organisation der ersten Bausteinprojekte 

 Entwicklung einer Netzwerkbroschüre und einer Internetseite zur Schaffung Transparenz über die Einrichtungen 
und Dienste und deren Leistungsangebote 
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tegie dort, wo das Ansetzen an der sozialstrukturellen Verursachung riskanter Entwicklungen 
im sozialen Raum erfolgreich umgesetzt werden kann.  
 
Die Aktivierung und Stärkung von sozialräumlichen Potenzialen bezieht sich auf sämtliche 
Akteure vor Ort, die mit ihrer Arbeit und ihren Interessen die frühzeitige positive Beeinflus-
sung problematischer Umstände unterstützen können. Hierzu haben sich die Schulen, Kinder-
tagesstätten, Jugendhilfeeinrichtungen, die Einrichtungen der gesundheitlichen Versorgung 
und Vorsorge, aber auch Polizei oder Vereine aus Hückeswagen zusammengeschlossen, um 
ihre Angebote auf einander abzustimmen und vor dem Hintergrund gemeinsamer Indikatoren 
im Erstfall frühzeitig eingreifen zu können. 
 
Vorgehensweisen 
Pädagogische Angebote, Förderung im Bereich der Erziehung und Bildung und frühzeitige 
Hilfe zur gesundheitlichen Vorsorge und Versorgung sind neben der Schaffung von Transpa-
renz der Hilfesysteme die wichtigsten Bausteine des Projekts. In Hückeswagen wurde hierzu 
ein Infrastrukturkonzept des „neuen Typs“ der Sozial- und Jugendhilfeplanung erarbeitet, das 
ein Kooperationsmodell der sozialräumlichen Akteure vor Ort beinhaltet.  
In den bisherigen Umsetzungsphasen war es notwendig, die relevanten Strukturdaten vor Ort 
zu erheben und auszuwerten, die Bestände an Einrichtungen und Diensten, aber auch an sons-
tigen Akteuren wie z.B. der ansässige Kinderarzt oder ambulante Hebammen zu erfassen. Es 
wurden Befragungen von Expertinnen und Experten durchgeführt, um die Belange und den 
Bedarf vor Ort zu skizzieren und um bereits vorhandene Kooperationsnetze zwischen den 
Akteuren zu erfassen bzw. neue Netze initiieren zu können. Die fachliche und die allgemeine 
Öffentlichkeit wurden regelmäßig über die Umsetzungsschritte und den aktuellen Stand des 
Projektes informiert. Dazu wurde ein breites Plenum zu einer ersten Starterkonferenz und zu 
weiteren „Netzwerktreffen“ eingeladen.  
Für die konkrete Umsetzung der Planungsschritte wurde eine interdisziplinäre Arbeitsgruppe 
gegründet, die die konkrete Ausarbeitung des Infrastrukturkonzepts vorgenommen und ein 
viergliedriges Bausteinsystem an Präventionsbereichen entwickelt hat (vgl. Abbildung 3). In 
den Bereichen  
• Gesundheit,  
• Erziehung und Bildung,  
• Fortbildung und Qualifizierung sowie  
• Netzwerkarbeit und Kooperation  
haben sich seitdem konkrete Projektideen zur Umsetzung präventiver und kooperativer An-
sätze gebildet, die kontinuierlich weiterentwickelt werden. 
Abbildung 3 



9 

„Netzwerk“ 
Hückeswagen

Projektorganisation in HückeswagenProjektorganisation in Hückeswagen

Projektkoordination
JHP

AG

Baustein 1 Baustein 2 Baustein 3 Baustein 4

Erarbeitung des 
Infrastrukturkonzepts

Bringt Kompetenzen, 
Informationen und 
Rahmenbedingungen 
ein

Durchführung von Kooperationsprojekten

Moderiert die Arbeitsprozesse
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Zur erfolgreichen Durchführung von präventiven sozialräumlichen Maßnahmen und Projek-
ten im Sinne der „Software – Komponente“ des ISIS-Modells ist die Beteiligung von Akteu-
ren und Fachkräften vor Ort ein elementarer Erfolgsfaktor. Weiterhin müssen die Personen 
vor Ort, die das „Frühwarnsystem“ durch die Ausgestaltung von kooperativen Projekten tra-
gen, Kooperations- und Netzwerkkompetenzen aufweisen, aber auch im Hinblick auf das 
Management von kooperativen Ansätzen und der Funktionsweise des Frühwarnsystems quali-
fiziert werden. 
Das Projekt „Präsenz, Prävention und Vernetzung im Zuständigkeitsbereich eines Kreisju-
gendamtes“ des Oberbergischen Kreises hat Modellcharakter. Die Konzeption für die Mo-
dellstadt Hückeswagen kann auf andere Städte und Kommunen übertragen werden. Der For-
schungsscherpunkt Sozial • Raum • Management arbeitet in diesem Zusammenhang an einem 
Konzept zur Implementierung der in Hückeswagen erprobten Managementinstrumente in an-
dere kommunale Strukturen. 
 
3.2 Städtebauliche Prävention im Wohnquartier 
Das vorliegende Beispiel stammt aus einem Vorhaben anwendungsorientierter Forschung, in 
dem ein integriertes Handlungskonzept zur Erhöhung der objektiven und subjektiven Sicher-
heit im Wohnumfeld einer Großsiedlung in Leverkusen erarbeitet wird. Die Ergebnisse wer-
den in das Alltagsgeschäft der beteiligten Wohnungsgesellschaften und in das kommunale 
Management übertragen. In dem Beispiel werden die ISIS-Ebenen des Sozialmanagements 
der Wohnungsunternehmen, der intermediären lokalen Netzwerke von Schlüsselakteuren und 
der präventiven Stadtgestaltung angesprochen. 
Das Thema „städtebauliche Kriminalprävention“ gewinnt auf Grund der anhaltenden sozio-
ökonomischen Umbrüche auch in den deutschen Städten an Bedeutung. Insbesondere in sozi-
al belasteten Stadtteilen droht die soziale Erosion, wenn Bewohnerinnen und Bewohner der 
mittleren Schichten wegen der wachsenden sozialen und städtebaulichen Missstände fortzie-
hen und marginalisierte Bevölkerungsgruppen zurücklassen. Die Kommunen, die Wohnungs-
unternehmen und die Polizei stehen vor neuen Anforderungen und Aufgaben, wobei sie bis-
her kaum auf Erfahrungen und Erkenntnisse zurückgreifen können. Aus diesem Anlass haben 
sich in Leverkusen vier Wohnungsunternehmen, die Kommune und das Kommissariat Vor-
beugung der Polizei für das Forschungsprojekt zusammengefunden. 
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Untersuchungsgebiet 
In der Leverkusener Großsiedlung leben ca. 9.560 Bewohner. Das Quartier ist durch den 
Städtebau und die Architektur des sozialen Mietwohnungsbaus der 60er und 70er Jahre 
geprägt und liegt an der städtischen Peripherie (vgl. Abbildung 4). Die Baustruktur weist in 
einigen Bereichen Defizite auf; diese betreffen die Freiraumgestaltung, Modernisierung und 
den Ausstattungsstandard. Die Neuvermietung einiger Wohnungen gestaltelt sich, trotz hoher 
Nachfrage in der Wohnungsmarktregion Leverkusen, am lokalen Standort problematisch. Das 
Außenimage des Quartiers ist in der Gesamtstadt seit dem Neubau des Quartiers negativ be-
setzt. Ohne eine nachhaltige und erkennbare Verbesserung des Wohnumfeldes und der nach-
barschaftlichen Beziehungen in dem Quartier, drohen wachsende soziale Dauerbelastungen 
und massive Folgekosten für den öffentlichen Haushalt und die Wohnungswirtschaft. 
Abbildung 4 
 
Bewohner- und Sozialstruktur im Quartier 
Der Stadtteil ist gekennzeichnet von einer homogenen Sozial- und Bewohnerstruktur, was 
durch den hohen Sozialwohnungsanteil bedingt ist. Der Anteil der Langzeitarbeitslosen und 
der Haushalte mit Sozialhilfe ist im Vergleich zur Gesamtstadt überdurchschnittlich hoch. 
Hinzu kommt, dass an diesem Standort viele Spätaussiedler wohnen und es keine 
Belegungssteuerung bei der Wohnungsvergabe gibt. Der Anteil benachteiligter Familien – 
und folglich auch die Kinder- sowie Jugendarmut – sind im Stadtteil hoch. Viele Kinder und 
Jugendliche haben ohne eine konsequente und gezielte Förderung schlechte Bildungs- und 
Arbeitsmarktperspektiven. Ein großer Teil der jungen Menschen wächst mit einem 

Migrationshintergrund auf. Die Fallzahlen der Jugendhilfe und der Jugengerichtshilfe deuten 
auf ungelöste Probleme in den Familien und auf Integrationsdefizite hin. In einigen Wohnbe-
reichen wurde eine erkennbare Häufung von Jugendhilfefällen und Jugendkriminalität festge-
stellt. Die Schwelle zu Gewalt und Kriminalität ist bei einigen der männlichen Jugendlichen 
niedrig.  
 
Zielsetzung der städtebaulichen Prävention 
Eine rein gestalterische Sanierungsstrategie kann in problematischen Stadtteilen und Wohn-
quartieren nur punktuell Abhilfe schaffen und keine nachhaltige Wirkung erzeugen. Bessere 
Wirkungen versprechen integrierte Lösungsansätze der Kriminalprävention, die den Aufbau 
informeller Strukturen der sozialen Kontrolle im Siedlungsbereich fördern und so die ‚Ab-
wehrfähigkeit' des Raumes und der Wohnbevölkerung stärken (Newman 1996). Sie zielen auf 
eine Stärkung der lokalen Gemeinschaft und berücksichtigen (städte-) bauliche Gestaltungs-
aspekte genau so wie die Sozialplanung und die Vernetzung von lokalen Akteuren. Unter Be-
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zugnahme auf das ISIS-Modell definieren wir „städtebauliche Kriminalprävention“ als mehr-
dimensionalen Handlungsansatz. Dabei lassen sich vier Strategielinien unterscheiden:  
(1) die Förderung von lokaler Selbsthilfe und Nachbarschaftsnetzwerken,  
(2) der Abbau subjektiver Unsicherheit im Wohnumfeld durch Zusammenarbeit lokaler 

Institutionen,  
(3) die Integration und Entstigmatisierung potenzieller Tätergruppen durch sozialkulturelle 

Angebote und  
(4) die Durchführung (städte-) baulich-technischer Maßnahmen in den Wohnungen, am 

Gebäude und im Wohnumfeld. Durch den angewandten Untersuchungsansatz und in ei-
nem gemeinsamen Aushandlungsprozess mit den Projektpartnern sollen die gewonnen 
Erkenntnisse in abgestimmten Umsetzungsschritten zur Lösung der Standortprobleme 
entwickelt werden.  

In dem angewandten Forschungsprojekt „Kriminalprävention in städtischen Siedlungen“ soll 
ein Prototyp eines integrierten Handlungskonzepts zur Erhöhung der objektiven und subjekti-
ven Sicherheit im Wohnumfeld erarbeitet werden. Die Erfahrungen und Erkenntnisse sollen 
später an vergleichbaren Standorten als Basiswissen zur Handlungsorientierung dienen. 

 
Zwischenbefunde 
In einer umfangreichen Haushaltsbefragung (der 4.200 Haushalte) und in einem 
anschließendem städtebaulichen Sicherheitsaudit (vgl. Abbildung 3) mit Bewohner/innen und 
zwei Gruppen unabhängiger Experten der Polizei NRW konnten das Dunkelfeld der 
Opfererfahrungen sowie die relevanten Angstorte und Ursachen identifiziert werden. Zudem 
konnten Potenziale und Defizite im Wohnumfeld und der Nachbarschaft herausgearbeitet 
werden. Weitere Erhebungen (studentische Arbeiten, Diplomarbeiten) konnten Defizite im 
Bereich der Sozialplanung aufdecken, die vor allem Integrationsbarrieren verschiedener 
Migrantengruppen und benachteiligter Bevölkerungsteile beschreiben. In den weiteren 

Ablauf städtebauliches Sicherheitsaudit: 
 
Bisherige Schritte: 

 Voranalysen des bebauten Siedlungsraum- und Sozialraums 
 Fotodokumentation 
 Sichtung der Daten, Pläne und Planungsunterlagen 
 Datenauswertung der Polizeidaten 
 Haushaltsbefragung 2004: Ermittlung Angstorte, Raumdefizite und räumlicher Potenziale 
 Auswertung der subjektiven Angstorte aus den Fragen der Haushaltsbefragung 
 Begehung der mit zwei externen Gruppen 
 Benachrichtigung freiwilliger Bewohnern für die Ortsbegehungen 
 Begehung der ermittelten Angstorte mit Bewohnergruppen  
 Auswertung der Voranalysen und Begehungsprotokolle  

 
Nächste Schritte im städtebaulichen Sicherheitsaudit: 

 Erarbeitung erster Basisinformationen für Architektur, Freiraumplanung, Stadtplanung und Wohnungsbau
 Städtebau-Workshop mit Projektpartnern (Herbst/Winter 2005) 
 Gemeinsame Abstimmung von Änderungen und Umsetzungskonzepten 
 Zielvereinbarungen für die Umsetzung  „Abbau Angstorte“ unter den Verantwortlichen 
 Umsetzung und Konkretisierung der Handlungsempfehlungen durch zuständige Akteure 
 Umsetzungsphase (Ab- und Umbau von Angsträumen) 
 Nachuntersuchung (Wirkungsanalyse) 
 Evaluation der Maßnahmen  
 Eventuell Anpassung einzelner baulicher Maßnahmen  
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Arbeitsphasen werden integrierte Lösungsschritte mit den zuständigen Akteuren vor Ort 
erarbeitet und Zielvereinbarungen für eine abgestimmte Gesamtstrategie getrofffen. Dieser 
Umsetzungsprozess kann als kommunikationsintensiver Teil des neuen, zu erprobenden 
Ansatzes gewertet werden. Insbesondere gilt es dabei, die unterschiedlichen Interessen der 
Einzelakteure miteinander zu vereinbaren (vier Wohnungsunternehmen, mehrere 
Verwaltungsressorts, Polizei etc.), um einen integrierten Lösungsprozeß nach dem ISIS-
Modell zu gestalten, der eine Win-Win Situation für alle beteiligten Akteure erzeugt. Aus 
diesem Grund können die Verbesserung der Kommunikationsprozesse und Vernetzung im 
Quartier zwischen den bisher zum Teil isoliert handelnden Akteuren und den 
unterschiedlichen Bewohnergruppen, als die entscheidene Handlungsebene bewertet werden. 
 
Ausblick: Verwertbarkeit und Übertragbarkeit der Ergebnisse 
Im Forschungsvorhaben wird ein hoher Stellenwert auf den Wissenstransfer in die Praxis ge-
legt, um bei den Kooperationspartnern eine nachhaltige Steigerung der Innovationsfähigkeit 
zu bewirken (z.B. durch die spätere Einführung eines sozialen Wohnungsmanagement in en-
ger Anbindung an ein präventives Sozialmanagement, z.B. in Verbindung mit einem sozialen 
Frühwarnsystem der Kommunalverwaltung). Alle beteiligten Akteure erhalten in diesem Pro-
zess neue Erkenntnisse über die Machbarkeit der angewandten Untersuchungsverfahren und 
initiierten Prozessabläufe in der Quartiersentwicklung. Die Erkenntnisse sind auf vergleichba-
re Sozialräume übertragbar. 
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